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Mitwirkung des Notaraktivs eine schriftliche Konzeption zur 
Ermittlung der besten Arbeitsergebnisse auf diesem Gebiet 
erarbeitet worden. Mit dieser Konzeption wurden den Lei­
tern der Staatlichen Notariate konkrete Fragen vorgegeben, 
die im Zusammenhang mit der Erteilung von Erbscheinen 
auftreten. Das waren z. B.:
— Wie wird gewährleistet, daß die Rechte der Beteiligten 

gewahrt werden?
— Welche Anforderungen werden an die Qualität der Be­

weise gestellt?
— Welche Probleme gibt es bei der Auslegung von Testa­

menten ?
— Welche kostenrechtlichen Besonderheiten treten auf?

Die Beantwortung der vorgegebenen Fragen ermöglichte 
es den Notaren des jeweiligen Staatlichen Notariats, die 
eigene Verfahrensbearbeitung einzuschätzen. Auf dieser 
Grundlage fand zunächst ein Erfahrungsaustausch und die 
Wertung der Arbeit im Kollektiv eines jeden Staatlichen No­
tariats statt. Die Ergebnisse der Erfahrungsaustausche und 
eigene Untersuchungen des Bezirksgerichts waren Gegen­
stand von Stützpunktberatungen, in denen Erkenntnisse zur 
rechtlich exakten und ünheitlichen Arbeit der Notariate so­
wie zur effektiven und rationellen Verfahrensdurchführung 
bei der Erteilung von Erbscheinen behandelt wurden. Nach 
Abschluß der Stützpunktberatungen und Erörterung im No­
taraktiv wurden die Standpunkte, Festlegungen und Hin­
weise durch das Bezirksgericht in einem einheitlichen Lei­
tungsmaterial zusammengefaßt, das verbindliche Festlegun­
gen für die Arbeit der Staatlichen Notariate auf diesem Ge­
biet enthält. Insbesondere konnte so erreicht werden, einheit­
liche Qualitätsanforderungen für alle Staatlichen Notariate 
im Bezirk zu gestalten.

Mit diesem Material sind die Leiter der Staatlichen Nota­
riate und das Bezirksgericht in der Lage, die weitere Arbeit 
auf diesem Gebiet konkret einzuschätzen und auf die ein­
heitliche Anwendung der gesetzlichen Regelungen Einfluß 
zu nehmen. Das führte zu einer höheren Qualität der Arbeit 
aller Staatlichen Notariate im Bezirk auf diesem Gebiet.

So wurde die vorbereitende Arbeit der Informationsstel­
len der Staatlichen Notariate erheblich verbessert, und es 
konnte eine rationellere und effektivere Form für die Ge­
staltung der Protokolle gefunden werden.

Die Aktenführung wurde einheitlich und damit übersicht­
licher gestaltet. Nachlaßvorgänge ehemals verheirateter Bür­
ger enthalten ausdrücklich die notwendigen Angaben zum 
ehemaligen Ehegatten, damit Prüfungen zum etwaigen Vor­
handensein gemeinschaftlicher Testamente gemäß § 388 ZGB 
konkret erfolgen können. Die Prüfungsvermerke erstrecken 
sich nachweisbar auch auf diesen Namen.

Werden gemeinschaftliche Testamente gemäß § 394 ZGB 
beim Staatlichen Notariat abgeliefert, verfügt der Notar die 
Anlegung einer Namenskarteikarte nach dem überlebenden 
Ehegatten, wenn das Testament Verfügungen enthält, die 
über die gegenseitige Erbeinsetzung hinausgehen.

Anträge auf Erteilung eines Erbscheins wurden inhaltlich 
aussagekräftiger gestaltet, indem z. B. darauf hingewirkt 
wurde, daß die Erklärungen der Beteiligten zur Auslegung 
von Testamenten begründete — nicht lediglich behauptete — 
Standpunkte enthalten.

Die in § 28 NG geforderten Beweismittel werden konse­
quenter ausgeschöpft. So wird z. B. in den notwendigen Fäl­
len auf Unterlagen aus der Lebenssphäre des Erblassers (z. B. 
Personalunterlagen) zurückgegriffen, wenn andere Beweis­
mittel i. S. des § 28 Abs. 1 NG herangezogen werden müssen. 
Gleichzeitig wurde klargestellt, daß die Versicherung der 
Richtigkeit der Angaben i. S. von § 28 Abs. 2 NG nicht den 
durch Urkunden oder andere Beweismittel erforderlichen 
Tatsachennachweis ersetzt.

Die Festlegungen des § 29 Abs. 2 NG werden nunmehr 
konsequenter beachtet, insbesondere die Tatsache, daß die 
Aufforderung zur Anmeldung von Erbrechten durch das 
Staatliche Notariat nicht zum Ausschluß solcher Erben von 
der Erbfolge führen kann, deren genauer Aufenthalt vor­
übergehend unbekannt ist.

Im Erbscheinverfahren zufolge testamentarischer Erbfolge 
kommen die Notare ihren Arbeitspflichten konkret nach, in­
dem sie die Beteiligten durch entsprechende Einbeziehung 
in das Verfahren stärker zur Wahrnehmung ihrer eigenen 
Rechte und Pflichten gemäß § 9 NG befähigen (z. B. bei Ein­
wendungen der Beteiligten, bei Prüfung der Nichtigkeit eines 
Testaments, durch Information über mögliche Folgen einer 
Anfechtung der testamentarischen Verfügung gemäß § 374 
ZGB).

Die Ergebnisse dieser Arbeit — die wiederum ohne ge­
sonderten Aufwand im Rahmen der üblichen Anleitungs-

Bei anderen gelesen

BRD: Entmachtung der Staatsanwaltschaft 
durch die Polizei

Vor etwa 60 Jahren prägte der bürgerliche Prozessualist 
James Goldschmidt den Satz: „Dem Bedürfnis der Regie­
rung, sich einen Einfluß auf die Strafrechtspflege zu 
sichern, verdankt die Staatsanwaltschaft ihr Leben.“ Hier­
von ausgehend konstatiert Heribert Prantl („Süddeut­
sche Zeitung“, München), daß in der BRD gegenwärtig ein 
„forcierter Prozeß der Kompetenzverschiebung“ von der 
Staatsanwaltschaft auf die Polizei abläuft. In seinem im 
Organ des Bundes der Richter und Staatsanwälte in der 
BRD, „Deutsche Richterzeitung“ (Köln/Berlin [Westl/Bonn/ 
München) 1988, Heft 9, S. 349, veröffentlichten kritischen 
Gastkommentar schreibt er unter der Überschrift „Die 
Exekutive regiert die Strafverfolgung“ u. a.:

... Das. „Bedürfnis der Regierung, sich einen Einfluß auf die 
Strafrechtswissenschaft zu sichern", geht mittlerweile einen an­
deren, gefährlichen Weg: Das Gewicht der Polizei wird im­
mer gewichtiger gemacht. Die Konzentration sämtlicher zur 
Strafverfolgung benötigter Mittel bei der Polizei wurde und 
wird verstärkt, der Polizeiapparat immer überlegener, kaum 
noch staatsanwaltschaftlich kontrollierbar. Mit der Dominanz 
ihrer Mittel hat es die Exekutive geschafft, sich in weiten Be­
reichen der Strafverfolgung von der Staatsanwaltschaft abzu­
koppeln, sie von einer Strafverfolgungs- auf eine bloße An­
klage- und Aktenverwaltungsbehörde zurechtzustutzen. Die 
Präferenzen, der Aufwand, die Intensität und Kraft bei Er­
mittlungen sind staatsanwaltschaftlich kaum mehr beeinfluß­
bar. Die Weisungsbefugnis des Staatsanwalts läuft angesichts 
der Organisationsgewalt der Polizei ins Leere. So regiert die 
Exekutive die Strafverfolgung.

Die Innenminister — ein Beispiel pars pro toto — verweigern 
seit Jahren der Staatsanwaltschaft den Zugriff auf das EDV- 
Fahndungssystem INPOL, obwohl es zu einem wesentlichen 
Teil Justizdaten enthält. Bei der Planung war die Einbeziehung 
der Staatsanwaltschaft als völlig selbstverständlich vorausge­
setzt worden. Heute hat der Staatsanwalt weder ein eigenes 
Eingabe- noch ein unmittelbares Abrufrecht für die von ihm 
selbst gelieferten oder in seinem Auftrag ermittelten Daten. 
Die Korrektur oder Löschung von Daten kann er nicht gewähr­
leisten. Die gesetzlich festgelegte staatsanwaltschaftliche Ver­
fahrensherrschaft wird so kraft überlegener polizeilicher Tech­
nik unterlaufen. Und ohne nennenswerten Widerstand hat die 
Exekutive die „vorbeugende Bekämpfung von Straftaten“ aus 
dem justiztypischen Vorfeld herausgelöst und als Aufgabe 
originär polizeilicher Gefahrenabwehr usurpiert. Der Staats­
anwalt darf daher froh sein, wenn er über die Identität eines 
V-Mannes oder eines verdeckten Ermittlers überhaupt noch 
in Kenntnis gesetzt wird.

Hier geschieht ein gewaltiger Prozeß der Umschichtung von 
Kompetenzen von der dritten Gewalt auf die Exekutive. Und 
noch kein Justizminister hat deswegen den Aufstand gewagt. 
In diesem Umfeld sind im übrigen auch die jüngsten bayeri­
schen Bestrebungen zu sehen, den Sicherheitsgewahrsam nach 
dem Polizeiaufgabengesetz auszuweiten. Anträge auf 14tä- 
gige Haft gehören nicht in die Hand der Polizei!

Schon ist die normative Kraft des Faktischen am Werk: 
Bei der Verfolgung von Straftaten, „die anläßlich von Demon­
strationen begangen werden, namentlich bei der Verfolgung 
der Straftat der Vermummung” soll künftig über die Frage, 
ob Strafverfolgung überhaupt stattfindet, nicht mehr der Staats­
anwalt, sondern der Einsatzleiter der Polizei entscheiden. Der 
polizeiliche Einsatzleiter aber hängt an der Leitung des In­
nenministeriums. Eigenständige Strafverfolgungskompetenzen 
gelangen so in die Hand der Exekutive. Die hinterfragte, stark 
zurückgenommene, wackelige Weisungsgebundenheit des 
Staatsanwalts wird durch die Weisungsabhängigkeit des Poli­
zeibeamten ersetzt.

und Kontrolltätigkeit der Leiter und des Bezirksgerichts 
wahrgenommen wird — erlauben darüber hinaus ständig eine 
konkrete Leistungseinschätzung der Arbeit der Staatlichen 
Notariate.
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